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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Zehnten Richtlinie des Rates zur Harmonisierung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern in Ergänzung der Richtlinie 
77/388/EWG - Anwendung der Mehrv ertsteuer auf die Vermietung von beweglichen 
körperlichen Gegenständen 

«EG’Dok. Nr. 6402/79« 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 99 und 100, 

gestützt auf die sechste Richtlinie 77/388/EWG des 
Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Um- 
satzsteuern - Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: 
einheitliche steuerliche Bemessungsgrundlage ^), 

auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 4 Abs. 2 der genannten Richtlinie 
kann die Vermietung eines beweglichen körper- 
lichen Gegenstandes eine wirtschaftliche Tätigkeit 
sein, die der Mehrwertsteuer unterliegt. 

Jeder Person, die im Inland eines Mil^gliedstaates 
eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, obliegen die in 
Artikel 22 der genannten Richtlinie vorgeschriebe- 
nen Pflichten. 

Ein beweglicher körperlicher Gegenstand kann in 
einem Mitgliedstaat vermietet und dem Mieter in 
diesem oder in einem anderen Mitgliedstaat von 
einem im Ausland ansässigen Steuerpflichtigen zur 
Verfügung gestellt werden. 

In diesem Falle kann die Anwendung der Bestim- 
mungen von Artikel 9 Abs. 1 der genannten Richt- 


1) ABI. EG Nr. L 145 vom 13. Juni 1977, S. 1 


linie zu praktischen Schwierigkeiten führen, vor 
allem, wenn es sich um einen einzelnen Umsatzvor- 
gang handelt. 

Es ist daher die unwiderlegbare Vermutung vor- 
zusehen, daß der Vermieter in dem Staate ansässig 
ist, in dem sich der Gegenstand zu dem Zeitpunkt, 
zu dem er dem Mieter tatsächlich zur Verfügung ge- 
stellt wird, befindet. 

Eine solche unwiderlegbare Vermutung soll je- 
doch nicht bei der Vermietung von Beförderungs- 
mitteln gelten, bei der insbesondere aus Kontroll- 
gründen Artikel 9 Abs. 1 erster Unterabsatz strikt 
anzuwenden ist und somit als Ort der Dienstleistung 
der Ort des Dienstleistenden gilt — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Artikel 9 Abs. 1 der Richtlinie 77 /388/EWG des 
Rates vom 17. Mai 1977 wird folgender zweiter 
Unterabsatz angefügt: • 

„Bei Vermietung eines beweglichen körperlichen 
Gegenstandes - außer Beförderungsmitteln - gilt der 
Sitz der Tätigkeit des Dienstleistenden als an dem 
Ort belegen, an dem sich der Gegenstand zu dem 
Zeitpunkt, zu dem er dem Empfänger tatsächlich zur 
Verfügung gestellt wird, befindet." 

Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Vorschriften in Kraft, um dieser Richtlinie späte- 
stens am 1. Januar 1980 nachzukommen. 
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2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
Vorschriften mit, die sie zur Anwendung dieser 
Richtlinie erlassen. Die Kommission setzt die 
übrigen Mitgliedstaaten hiervon in Kenntnis. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Begründung 

Einige Mitgliedstaaten vermelden Schwierigkeiten 
hinsichtlich der Anwendung der Mehrwertsteuer 
(MwSt) auf die Vermietung von beweglichen körper- 
lichen Gegenständen - außer Beförderungsmitteln 
die in einem Mitgliedstaat von einem Vermieter, 
der außerhalb dieses Staates ansässig ist, vermietet 
werden. Es erscheint möglich, in Artikel 9 Abs. 1 
der sechsten Richtlinie vom 17. Mai 1977 über den 
Ort der Dienstleistung gewisse Präzisierungen vor- 
zunehmen, die im übrigen keineswegs die in der 
Richtlinie festgelegten Grundsätze abändern. 

Vorbehaltlich des in Artikel 9 Abs. 2 Buchstabe d 
der sechsten Richtlinie besonders geregelten Falles 
ist der Ort der Dienstleistungen, die in der Vermie- 
tung von beweglichen körperlichen Gegenständen 
bestehen, in Artikel 9 Abs. 1 bestimmt; als Ort der 
Dienstleistung gilt demnach „der Ort, an dem der 
Dienstleistende den Sitz seiner wirtschaftlichen Tä- 
tigkeit oder eine feste Niederlassung hat, von wo 
aus die Dienstleistung erbracht wird.“ 

In Artikel 4 Abs. 2 der sechsten Richtlinie ist klar- 
gestellt: „Als wirtschaftliche Tätigkeit gilt auch eine 
Leistung, die die Nutzung von körperlichen oder 
nicht körperlichen Gegenständen zur nachhaltigen 
Erzielung von Einnahmen umfaßt“. Es ist also nicht 
zweifelhaft, daß die Person, die einen beweglichen 
körperlichen Gegenstand in einem Mitgliedstaat 
kauft (oder in diesen Staat einführt), um ihn dort zu 
vermieten, eine wirtschaftliche Tätigkeit in diesem 
Staat ausübt, womit sie den in Artikel 22 der sech- 
sten Richtlinie vorgeschriebenen Pflichten unterliegt. 
Praktische Schwierigkeiten können allerdings auf- 
treten hinsichtlich der Bestimmung des Ortes, an 
dem gemäß Artikel 9 Abs. 1 der Dienstleistende den 
Sitz dieser seiner „Tätigkeit" hat. 

Die zehnte Richtlinie soll durch eine Ergänzung der 
Vorschrift des Artikels 9 Abs: 1 diese Schwierigkei- 
ten beheben. 

Es soll die unwiderlegbare Vermutung vorgeschrie- 
ben werden, daß der Dienstleistende (Vermieter) in 


dem Staat ansässig ist, in dem er den Mietgegen- 
stand erworben (oder in den er ihn eingeführt) hat 
und in dem dieser Gegenstand dem Leistungsemp- 
fänger (Mieter) materiell zur Verfügung gestellt 
wird. 

Es erscheint nicht angebracht, eine solche Vermu- 
tungsregel auch für die Vermietung von Beförde- 
rungsmitteln vorzusehen, einmal, weil es selten ist, 
daß der Dienstleistende in einem Staat, in dem er 
nicht ansässig ist, Fahrzeuge kauft oder dorthin ein- 
führt, um sie dort zu vermieten; außerdem würden 
Kontrollprobleme auftreten, da es sich ja um beweg- 
liche Gegenstände (Fahrzeuge) handelt, die leicht im 
grenzüberschreitenden Verkehr einsetzbar sind. Aus 
diesen Gründen muß für diese Dienstleistungen die 
strikte Anwendung von Artikel 9 Abs. 1 erster 
Unterabsatz aufrechterhalten bleiben. Demnach ist 
Ort der Dienstleistung stets der Ort des Dienst- 
leistenden. 

Eine Frage bleibt jedoch offen: die der genauen 
Tragweite von Artikel 9 Abs. 2 Buchstabe d der 
sechsten Richtlinie. Dem Wortlaut nach regelt diese 
Vorschrift nur den Fall, daß der vermietete Gegen- 
stand (außer Beförderungsmitteln) vom Vermieter 
von einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitglied- 
staat zum Zwecke der dortigen Nutzung ausgeführt 
wird. Wird diese Ausfuhr von einem Dritten für 
Rechnung des Vermieters bewirkt, so gilt diese Vor- 
schrift selbstverständlich ebenfalls. 

Im Zusammenhang mit der vorgeschlagenen zehnten 
Richtlinie bliebe Buchstabe d nur noch für die Fälle 
sinnvoll, in denen dem Mieter bereits die Verfü- 
gungsmacht über den Mietgegenstand verschafft 
worden ist, bevor er vom Vermieter exportiert wird. 
Im gegenteiligen Fall, bei dem der Mietgegenstand 
dem Mieter erst im Einfuhrland zur Verfügung ge- 
stellt wird, würde aufgrund der Lokalisierung des 
Umsatzes in diesem Land (Vorschlag einer zehnten 
Richtlinie) Artikel 9 Abs. 2 Buchstabe d gegen- 
standslos. 

Wäre diese Bestimmung unter dem Aspekt abgefaßt 
worden, daß der Gegenstand in der Praxis stets vom 
Dienstleistenden in das Land des Empfängers impor- 
tiert wird, kann davon ausgegangen werden, daß 
der Vorschlag einer zehnten Richtlinie nichts an der 
gegenwärtigen Situation ändert. 

Deshalb dürfte die einzige Neuerung des Vorschlags 
einer zehnten Richtlinie darin bestehen, daß die Be- 
steuerung des „ausländischen“ Dienstleistenden (des 
Vermieters) nur dann konkretisiert wird, wenn die- 
ser den Gegenstand in dem Land kauft, in dem er 
ihn vermietet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 10. Mai 1979 — 14 — 680 70 — E — Fi 92/79: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 23. April 1979 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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